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WarumsindAargauer
soschlechtinSprachen?
Kompetenz soll nachhaltig verbessert werden,
SP-Grossrat Alain Burger stellt mehrere Fragen.

ClaudiaMeier

Der Kanton Aargau muss bei der
Bildung über die Bücher. Zu die-
sem Schluss kam das zuständige
Departement im Mai, als es zu
den Ergebnissen der nationalen
Überprüfung des Erreichens der
Grundkompetenzen Stellung
nahm. ImAuftragderKonferenz
der Erziehungsdirektorinnen
und Erziehungsdirektoren wur-
den Tests in der Schulsprache
sowie in der ersten und zweiten
Fremdsprache im 11. Schuljahr
durchgeführt. Eine repräsenta-
tive Auswahl von knapp 1000
Aargauer Schülerinnen und
Schülern absolvierte diese.

In allen Leistungszügen der
Oberstufe zeigten sich ungenü-
gendeErgebnissebeidenerwor-
benenFranzösischkenntnissen ,
vorwiegend in der Realschule
auch bei Deutschkenntnissen.
Das Bildungsdepartement kün-
digteeineAnalysezurVerbesse-
rung der Sprachkompetenz an.
Ziel sei es, wirksamen Deutsch-
unterricht für alle sicherzustel-
len. «Das ist für den Aargau be-
sonders wichtig, weil hier mit
rund 39 Prozent der Anteil
fremdsprachiger Schülerinnen
undSchülerbesondershoch ist»,
hiess es in der Mitteilung weiter.
Im Raum stehe auch, wie der
KantoninZukunftmitdemFran-
zösischunterricht umgehen soll.

SPundSVPgehen
unterschiedlichvor
Die SVP sah den Grund für den
«besorgniserregend schlechten
Zustand» auch im «Kuschelkurs
bezüglich der ungebremsten Zu-
wanderung». Zudem zeige sich,
dass das System mit integrativer
Schule und Zweisprachigkeit auf
Primarstufe «unsere Kinder
nicht fit für Berufslehre oder
weitergehende Schulen macht»,
kritisierte die Partei.

SP-Grossrat Alain Burger
will der Sache genauer auf den
Grund gehen. Denn die präsen-
tierten Resultate werfen bei ihm
grundlegende Fragen zur Wirk-
samkeit des heutigen Sprach-
unterrichts und zur allgemeinen

Chancengerechtigkeit im Bil-
dungssystem auf. Der 42-jährige
Berufsschullehrer ist Mitglied
der grossrätlichen Bildungs-
kommission.

In einem Postulat bittet er
den Regierungsrat «in einem
Bericht darzulegen, weshalb
Aargauer Schülerinnen und
Schüler die Grundkompetenzen
in Deutsch und Französisch in
der nationalen Erhebung teils
deutlich nicht erreichen». Bur-
ger erwartet neben einer fun-
dierten und kontextdifferenzier-
ten Analyse, dass der Regie-
rungsrat im Bericht aufzeigt, mit
welchen kurz- und mittelfristi-
gen Massnahmen die Sprach-
kompetenzen «nachhaltig» ver-
bessert werden können.

Durchlässigkeit zwischen
Schultypen istwichtig
Bei Massnahmen, die Schulty-
pen der Oberstufe betreffen, sei
sicherzustellen, dass die Durch-
lässigkeit zwischen den Real,
Sek und Bez langfristig gewähr-
leistet bleibe, hält Alain Burger
fest. Schulische Weichenstellun-
gen in einzelnen Anforderungs-
profilen sollten keine Bildungs-
barrieren für einen späteren
Übertritt in einen anderen
Schultyp schaffen. Alain Burger
erwartet nach der Analyse kon-
krete, wirkungsorientierte
Massnahmen zur Verbesserung
des Sprachunterrichts – sowohl
im Bereich Deutsch als auch der
Fremdsprachen. Für die gesell-
schaftliche und berufliche Teil-
habe sind Sprachkompetenzen
aus seiner Sicht zentral.

Die neue Bildungsdirektorin
Martina Bircher (SVP) sagte nur
wenige Wochen, bevor die Test-
ergebnisse präsentiert wurden,
dass das kantonale Bildungsde-
partement eine Sprachenstrate-
gie erarbeite. Anhand überwie-
sener Vorstösse schaue der Kan-
ton, ab welcher Klasse in
Zukunft welche Sprachen unter-
richtet werden sollen. Je nach
Entscheid ergäben sich dann im
Stundenplan neue Möglichkei-
ten – auch zugunsten von hand-
werklichen Fächern.

Gemeindeammann geblitzt
Felix Wendelspiess aus Wegenstetten war auf seinem
Motorrad ausserorts mit 116 statt 80 km/h unterwegs.

Der Sonntag, 9. März, war einer
der ersten Tage der Töffsaison –
trocken, sonnig, mit frühlings-
haften Temperaturen von bis zu
18 Grad. Entsprechend gross
war die Freude der Fans motori-
sierter Zweiräder. Doch auch die
Polizei war unterwegs. Mit
Blitzern. An der Staffelegg zog
die Kapo drei Auto- und zwei
Töfffahrer aus dem Verkehr.

Auch an der Langenthaler-
strasse in Vordemwald wurde
geblitzt. Um 14.39 Uhr ging der
Polizei dort der Fahrer eines
Yamaha-Töffs ins Netz. Er wur-
de mit 116 km/h auf der 80er-
Strecke gemessen. Nach Abzug
der Toleranzmarge ergibt das
eine Geschwindigkeitsüber-

schreitung von 32 km/h. Pikant:
Es handelt sich um den Wegen-
stetter Gemeindeammann und
Vorsteher des Ressorts Sicher-
heit, Felix Wendelspiess. Das
geht aus einem rechtskräftigen
Strafbefehl der Staatsanwalt-
schaft hervor. Er wurde zu einer
bedingten Geldstrafe von 20 Ta-
gessätzen à 370 Franken und
einer Busse von 1400 Franken
verurteilt. Hinzu kommen 800
Franken Strafbefehlsgebühren.

Felix Wendelspiess sagt auf
Anfrage, er mache kein Geheim-
nis aus der Verurteilung – zu
schnell sei zu schnell, und die
Bevölkerung von Wegenstetten
sehe ja, wenn er zu Fuss oder mit
dem Velo unterwegs sei. (ujs)

hörde: Die Fluchtumstände seien nicht
glaubwürdig. Warum Nasiri nicht
gleich an der Universität im Iran ver-
haftet worden sei, sei nicht nachvoll-
ziehbar. Die Dokumente, die er vorwei-
se, seien leicht zu fälschen. So jeden-
falls schildert sein Anwalt den
ablehnenden Entscheid. Nasiri bezahlt
dessen Gehalt aus der eigenen Tasche.

«Warum sollte ich fliehen, wenn ich
nicht bedroht bin?», entgegnet Nasiri,
als ob er immer noch dieser Mitarbei-
terin des SEM im stundenlangen Inter-
view gegenübersitzen würde. «Ich hat-
te alles im Iran: Ich war geachtet, hatte
eine Familie, ein grosses Haus, Geld.
Warum sollte ich das zurücklassen,
wenn ich nicht muss?»

InderUngewissheit
Wasnun?

Was Nasiri widerfährt, ist für Asylsu-
chende aus dem Iran nicht untypisch.
Ihnen gewährt das SEM weniger oft
Asyl als Geflüchteten aus vergleichba-
ren Ländern. 2024 lag die Schutzquote,
also der Anteil der Asylgewährungen
und vorläufigen Aufnahmen an allen
Gesuchen, für iranische Asylsuchende
bei rund 38 Prozent. Bei jenen aus Sy-
rien, Eritrea oder Afghanistan liegt sie
bei rund 80 Prozent.

In welchen Fällen gewährt das SEM
Asyl, in welchen nicht? Auf diese Frage
antwortet die Migrationsbehörde allge-
mein. «Eine asylsuchende Person muss
glaubhaft nachweisen können, dass sie
wegen ihrer Rasse, Religion, Nationa-
lität, Zugehörigkeit zu einer bestimm-
ten sozialen Gruppe oder wegen ihrer
politischen Anschauungen ernsthaften
Nachteilen ausgesetzt ist oder begrün-
dete Furcht hat, solchen Nachteilen
ausgesetzt zu werden», schreibt eine
Sprecherin.

Die Schweizerische Flüchtlingshilfe
kritisiert die derzeitige Handhabung
des SEM. Die Praxis sei sehr restriktiv,
schreibt ein Sprecher. «Oftmals ist das
erforderliche Ausmass der Exposition,
damit die Profile als ausreichend risiko-
behaftet anerkannt werden, zu hoch.»
Bereits die Teilnahme an einer
Demonstration – selbst einer Massen-
kundgebung – könne schwerwiegende
Folgen haben. Für die Organisation ist
klar: «Personen, die solche Risiken ein-
gehen, sollte Asyl gewährt werden.»

Menschenrechtsorganisationen be-
urteilen die Lage im Iran seit Jahren als
problematisch. Die Bevölkerung wird

unterdrückt, Geheimdienst und Justiz
gehen hart gegen Andersdenkende vor.
Die kürzlich erfolgten Angriffe Israels
hätten die Situation nochmals ver-
schärft, schreibt der Sprecher der
Flüchtlingshilfe. Aktive Teilnehmer an
Kundgebungen, aber teils auch solche,
die Demonstrierende unterstützt ha-
ben, seien bei einer Rückkehr konkre-
ten Risiken ausgesetzt. Ihnen drohen
Verhaftung, Folter oder sogar die To-
desstrafe. «Die aktuelle Situation muss
im Rahmen der Asyl- und Wegwei-
sungsvollzugspraxis unbedingt berück-
sichtigt werden.»

Das SEM beurteilt die Lage weniger
dramatisch. «Die Zulässigkeit und Zu-
mutbarkeit des Wegweisungsvollzugs
kann in der Regel bejaht werden»,
schreibt eine Sprecherin. Die Prüfung
erfolge aber immer im Einzelfall. Die
Sicherheitslage habe sich nach den An-
griffen Israels wieder weitgehend sta-
bilisiert. Ein verschärftes staatliches
Vorgehen gegen Spione, Kollaborateu-
re oder Aktivisten sei aber zu beobach-
ten, so das SEM.

«Ich kann nicht zurückkehren»,
sagt Nasiri im Landesmuseum. «Ich
habe keine andere Wahl. Mein Leben
wäre in Gefahr.» Er und sein Anwalt
ziehen den Entscheid weiter vors Bun-
desverwaltungsgericht. Sein Verhalten
während der Proteste werde als Hand-
lungen gegen den Islam gewertet, argu-
mentiert der Anwalt. Nasiris Leben sei
bei einer Ausschaffung in den Iran akut
gefährdet.

In der Schweiz fühlt sich Nasiri frei
und sicher. Er wandert in der Natur. Er
tanzt Tango. Im Iran unvorstellbar.
«Tanzen ist eine Art Therapie für
mich», sagt Nasiri. Hat einer, der so tief
gefallen ist, noch Hoffnung? «Ich bin
ein optimistischer Mensch», sagt Nasi-
ri. «Ich hoffe immer.»

«Ichhattealles
imIran: Ichwar
geachtet, hatte
eineFamilie,
eingrossesHaus,
Geld.Warum
sollte ichdas
zurücklassen,
wenn ichnicht
muss?»

AliNasiri
Professor
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